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'A n t.r a fit e.b e a n t VI or t ~1l..i. 

DieA9.l.Dr.K rau s und Genossen haben an den Bundesminister für Finanzen 

fOlgende Anfraget betreffend EntschädigUng von Besatzungsschä~en durch die 

Republik Österreich auf Grund das Übereinkommens vom 27.6.1947 mit den 

Ve:L'eini«t!iln Staaten von Amerika., gerichtet: 

l~ Naoh welchen "Grundlagen wurde die Summe von 308.382.590 S ermittelt, 
m1t der sich die BundesregierunIl segenüber den Vereini~ten Sta.aten für die vom 
9.4.1945 bis 30.6.1947 entstandenen Sohäden für ab[Iefunden erklärt hat? 

". 2. Ist die Bunde sregi ert.ma: bereit, unter Naohw~is der bedeutend höheren 
Schäden mit dem US-Element über eine Naöhzahlung zu ve:L'handeln, die ausreiohen 
würde~ um die geschädii..;ten StaatsbÜrger wenigstens annähernd schadlos zu halten? 

3. Wann und welche Massnahmen gedenkt der Herr :Bundesminister für Finanzen 
zu ergrei~en' um das Abkommen vom" 27.6.1947 und die de:L' Republik daraUs erwach­
senden Verpflichtungen gegenüber don nun schon sechs Jahre hingehaltenen schwer 
geschädigten Staatsbürgern reohtsunwirksam zu machen? 

In BeantwortUng dieser Anfrage teilt Bundesminister für FinanZen 
Dr.K ami t z folgendes mit: 

Die Summe von 308 Millionen Schilling stellte nach Mitteilungen. die 

das Bundesministerit.m, für Finanzen seinerzeit erhaltQn. hat, die Kassenbestände 
• 

des US.Elementes in österreichisohen Schillingen zum l,.Juli 1947 dar. Eine 

Abschätzune der daraus zu beriohtigenden Sohädenhat damals nioht stattgefunden" . 
und konnte a.uch nicht stattfinden. 

Das Claims ~~ttlement Agreement stellt dem rrortlaut nach eine endgültige 

!legelungder aus der Kriegsführunil und Besetzung entstandenen wechselseitigen 

Beziehungen zwisohen der Republik Österreich und dem US~Element dar. Es sind 

jedoch Bemühungen im Gange, eine Revision des Abkommens zu erreiohen. 

~er Entwurf des Besatzungssohädengesetzes, welohes auch die noch offenen 

Verbindlichkeiten des Claims Settlement Agreement gesetzlich regeln soll, ist 

bereits an die zuständigen Stellen zur Stellungna.hmeversendet worden. Es ist 

beabsiohtigt, diesen Entwurf ehestens im Nationalrat einzubringen. 
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